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Änderungen / Ergänzungen des Infektionsschutzgesetz
(BT-Drs. 19/19601 vom 27.5.2020 „Corona-Steuerhilfegesetz“)
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Überblick

• bisher: Verdienstausfallentschädigung bei 
behördlicher Schließung von Schulen 

• jetzt: Änderung des Infektionsschutzgesetz

Highlights

• Änderung, sodass sichergestellt wird, dass der 
Anspruch auch erwerbstätigen Personen zusteht, 
die hilfebedürftige Menschen mit Behinderung 
selbst beaufsichtigen, betreuen oder pflegen, 
und zwar unabhängig von deren Alter 

• Verlängerung der Anspruchsdauer

Einrichtungen für Menschen mit 

Behinderungen

erwerbstätige Personen →  Entschädigung in Geld 
erhalten (§ 56 Abs. 1a Satz 1 IfSG)

• Betreuungseinrichtungen von Kindern, Schulen 
oder Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen von zuständigen Behörden 
aufgrund der "Corona-Krise" vorrübergehend 
geschlossen werden oder deren Betreten 
untersagt wird,

• die erwerbstätige Person ihr Kind (i) < 12 Jahre 
alt oder (ii) behindert und auf Hilfe angewiesen 
ist, in diesem Zeitraum selbst beaufsichtigt, 
betreut oder pflegt, weil sie keine anderweitige 
zumutbare Betreuungsmöglichkeit sicherstellen 
kann und

• Eintritt eines Verdienstausfalls 

zeitliche Anwendung

• Änderungen des Infektionsschutzgesetz 

• In-Kraft-treten → mit Wirkung vom 30.3.2020 
(Art. 6 Abs. 2 Corona-Steuerhilfegesetz).

Dauer (§ 56 Abs. 2 Satz 4 1 HS IfSG).

• Entschädigungsgewährung → längstens 
▪ zehn Wochen bzw. 
▪ für eine erwerbstätige Person, die ihr Kind 

allein beaufsichtigt, betreut oder pflegt 
längstens zwanzig Wochen

Entschädigung (§ 56 Abs. 2 Satz 4 1 HS IfSG)

• 67 % des der erwerbstätigen Person 
entstandenen Verdienstausfalls für jede 
erwerbstätige Person 

• höchstens jedoch 2.016 €/vollen Monat
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